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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Vierunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
23 und 33 Abs, 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zu- 
letzt geändert durch Artikel 21 des Zuständigkeits- 
anpassungs-Gesetzes vom 18. März 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 705), verordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

Die Außenwirtschaftsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. August 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), zuletzt geändert durch Artikel 12 
der Zuständigkeitslockerungsverordnung vom 18. 
April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 967), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 53 wird aufgehoben. 


2. In § 54 werden die Worte „Die Beschränkungen 
der §§ 52 und 53" durch die Worte „Die Be- 
schränkungen des § 52" ersetzt. 

3. § 71 Abs. 1 Nr, 8 b wird aufgehoben. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Mit der Vierunddreißigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschaftsverordnung wird der Ge- 
nehmigungsvorbehalt für die Verzinsung von Aus- 
länderguthaben bei inländischen Geldinstituten 
aufgehoben. 

Die Beseitigung des Genehmigungserfordernisses 
setzt die schrittweise Lockerung der Kapitalver- 
kehrsbeschränkungen fort, die Anfang 1974 mit der 
Neunundzwanzigsten und Einunddreißigsten Ver- 
ordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverord- 
nung eingeleitet und im September 1974 mit der 
Zweiunddreißigsten Änderungsverordnung, die zur 
Aufhebung der Bardepotpflicht führte, fortgesetzt 
wurde. 

Die weitere Lockerung trägt der währungspoliti- 
schen Situation Rechnung. Stabilitäts- und wäh- 
rungspolitisch ist die Beschränkung der Verzinsung 
von Ausländerguthaben angesichts des im interna- 
tionalen Vergleich sehr niedrigen deutschen Zins- 
niveaus nicht mehr erforderlich. Die gegenwärtige 
Situation ist im Gegenteil durch einen unerwünsch- 
ten Anreiz zum Kapitalexport aus der Bundesrepu- 
blik gekennzeichnet. Der Abbau von Zufluß- 
beschränkungen wirkt tendenziell in Richtung auf 
ein besseres Marktgleichgewicht im Kapitalverkehr. 
An Beschränkungen des Kapitalverkehrs bleiben nur 
noch in Kraft die Genehmigungspflicht für den Er- 
werb inländischer Geldmarktpapiere, für den Erwerb 
von Inhaberschuldverschreibungen, Orderschuld- 
verschreibungen und Schuldbuchforderungen durch 
Gebietsfremde mit einer (Rest-) Laufzeit bis zu vier 
Jahren sowie für Pensionsgeschäfte mit Gebiets- 
fremden in diesen Papieren mit einer Laufzeit bis 
zu vier Jahren. Diese Beschränkungen sind not- 
wendig, um angesichts der Labilität der internatio- 


nalen Kapitalmärkte nach wie vor mögliche kurz- 
fristige Kapitalbewegungen in Grenzen zu halten. 


II. Im besonderen 

§ 1 Nummer 1 

Durch die Aufhebung des § 53 AWV wird das Ge- 
nehmigungserfordernis für die Verzinsung von Gut- 
haben auf Konten Gebietsfremder bei Geldinstitu- 
ten im Wirtschaftsgebiet beseitigt. 

§ 1 Nummer 2 

Die Änderung des Wortlauts des § 54 AWV ist 
durch die Aufhebung des § 53 AWV erforderlich ge- 
worden. Die Ausnahmebestimmungen des neuen 
§ 54 AWV gelten nunmehr nur noch für die Tat- 
bestände des § 52 AWV. 

§ 1 Nummer 3 

Die Streichung der Ordnungswidrigkeitenbestim- 
mung des § 71 Abs. 1 Nr. 8 b AWV ist ebenfalls 
eine Folge der Aufhebung des § 53 AWV. 

§ 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkraftreten der Verord- 
nung. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 4. September 1975 — I/IV (IV/2) — 651 09 — Au 43/75, 

Die Verordnung ist von den Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 
Verkündet am 3. September 1975 im Bundesgesetzblatt 1 S. 2308. 
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